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Anhalt: Gleichzeitig wurde das Gemeindeamt R. aufgefordert, den Virilſtimm⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis: berechtigten künſtighin zu jeder Sitzung einzuladen. 
Dort, wo die Nichteinladung eines Mitgliedes des Gemeindeausſchuſſes zur Aus⸗ In dem Statthaltereirecurſe berief ſich Eduard M. auf den $ 17 


ſchußverſammlung nicht ſchon an und für ſich kraft geſetzlicher Beſtimmung der Gemeindeordnung ), welcher nach der Anſchauung der Bezirkshaupt⸗ 
e 15 5 La Ae 1 8 mannſchaft illuſoriſch würde, da es ſodann in dem Belieben des Ge— 

r r Einladung eine Sſchußmitgliedes die Aus |. 1 ; er 5 ; 0 
ſchußbeſchlüſſe auch dann nicht 1 machen, 920 5 en des nicht⸗ e ſtünde, die Wiuilfkimmbere Bl je nach Gutdünken zu 
eingeladenen Mitgliedes auf das Abſtimmungsergebniß von alterirendem den Sitzungen einzuladen oder nicht. Die Ausſchußverſammlungen in R. 
Einfluſſe ſein konnte. ſeien jedoch nicht nach geſetzlicher Vorſchrift ($ 42 Gem.⸗Ordn.) einberufen 
Die Schulzuſchläge find behufs Geltendmachung von Privatrechtsanſprüchen nicht worden, weshalb auch die dort gefaßten Beſchlüſſe ungiltig ſeien; dieſe 


exequirbar. | m ö k 
Zur Entſcheidung von Streitigkeiten belangend die Nebennutzungen eines in den Beſchlüſſe ſeien daher als ungeſetzlich außer Kraft zu ſezen. 5 

öffentlichen Büchern als öffentliches Gut eingetragenen Waſſergrabens find Nach Einholung der Wohlmeinung des Landesausſchuſſes hat die 
ausschließlich die Verwaltungsbehörden compekent. Statthalterei mit der Entſcheidung vom 24. September 1884, 3. 43.439, 
Eine Fälschung im Sinne des $ 199, lit. d St. G. wird auch durch unrecht- im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe dem Recurſe keine Folge 
Aae Verwendung echter Aichſtempel begangen. gegeben, weil nach dem 8 42 Gem.-Ordn. wohl die bei einer Gemeinde— 
Geſetze und Verordnungen. ausſchußſitzung gefaßten Beſchlüſſe ungiltig find, wenn zu derſelben die 
Perſonalien. daſelbſt vorgeſehene Beruſung überhaupt nicht ſtattgefunden hat, die 


Erledigungen. unterlaſſene Einladung eines einzelnen Mitgliedes des Gemeindeaus⸗ 


— ſchuſſes jedoch die Beſchlüſſe, welche in der beſchlußfähigen Sitzung gefaßt 
a F 3 8 worden ſind, nur dann ungiltig machen kann, wenn die Stimme des 
Mittheilungen aus der Praxis. Nichtgeladenen von alterirendem Einfluſſe auf die Beſchlüſſe ſein konnte. 

=— Dagegen ſei der Gemeindevorſteher allerdings verpflichtet, die Virilſtimm⸗ 
Dort, wo die Nichteinladung eines Mitgliedes des Gemeinde- berechtigten zu jeder Sitzung einzuladen und es habe auch der Landes⸗ 


ausſchuſſes zur Ausſchußverſammlung nicht ſchon an und für ſich ausſchuß dem Bezirksausſchuſſe aufgetragen, den Gemeindevorſteher au⸗ 
kraft geſetzlicher Beſtimmung die Ungiltigkeit der Beſchlüſſe einer ; a en j ; 
ſolchen Verſammlung zur Folge hat, kann die Unterlaſſung der zuweiſen, daß es ihm nach dem Geſetze obliege, zu jeder Sitzung alle 


Einladung eines Ausſchußmitgliedes die Ausſchußbeſchlüſſe auch Mitglieder des Ausſchuſſes, daher auch den Vertreter der Virilſtmme 
dann nicht ungiltig machen, wenn die Stimme des nichteingelas einzuladen und daß gegen ihn nach $ 100 Gem.-Ordu, vorgegangen 
denen Mitgliedes auf das Abſtimmungsergebniß von alterirendem würde, wenn er in Hinkunft dagegenhandeln würde.“ 
Einfluſſe ſein konnte. Das k. k. Miniſterium des Innen hat am 1. December 1884, 
Mit der Eingabe vom 31. December 1883 zeigte Wirthſchafts- ad Zahl 18.553, diesfalls entſchieden, wie folgt: 
verwalter Eduard M. bei der Bezirkshauptmannſchaft S. an, daß er „Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Eduard M. 
bei der Gemeindeausſchußſitzung am 30. December 1883 in R. ſich keine Folge zu geben; denn wenn es auch keinem Zweifel unterliegt, 
überzeugt habe, daß daſelbſt vom 2. Februar bis 30. December 1883 daß dem Gemeindevorſteher im Sinne des $ 42 der Gem.-Ordn. die 
die Ausſchußſitzungen abgehalten wurden, ohne daß ihm dies als Ver- Verpflichtung obliegt, alle Mitglieder des Gemeindeausſchuſſes zu den 
treter der Virilſtimme bekanntgegeben worden wäre; er habe daher Ausſchußverſammlungen einzuberufen, daher auch jedes virilſtimmberech⸗ 
auch in der Sitzung vom 30. December 1883 gegen die Giltigkeit tigte Gemeindemitglied, welches kraft des Geſetzes ($ 17 Gem. ⸗Ordn.) 
aller Beſchlüſſe proteſtirt und bitte, dieſen Proteſt als begründet anzu⸗ Mitglied des Ausſchuſſes iſt; und wenn es anch ferner zweifellos iſt, 
erkennen und die ſämmtlichen diesbezüglichen Sitzungsbeſchlüſſe zu beheben. daß gegen Gemeindevorſteher wegen einer derartigen Pflichtverletzung 
Ueber dieſe Anzeige berichtete der Gemeinderath in R., daß es der Disciplinargewalt nach 8 100 Gem.-Ordu. vorgegangen werden 
wohl richtig ſei, daß der Vertreter der Virilſtimme von den Gemeinde- kann, ſo iſt doch eine geſetzliche Beſtimmung darüber, daß eine Aus- 
ausſchußſitzungen dreimal nicht verſtändigt wurde, bei welchen drei ſchußverſammlung, zu der ein oder das andere Ausſchußmitglied nicht 
Sitzungen der Geringfügigkeit der Verhandlungsgegenſtände halber deſſen berufen wurde, an und für ſich nichtig ſei, und daß die in der ſrag⸗ 
Anweſenheit nicht für nöthig erachtet wurde. lichen Sitzung gefaßten Beſchlüſſe keine Geltung hätten, in der böhmiſchen 
Die Bezirkshauptmannſchaft hat mit dem Beſcheide vom 8. Jän- Gemeindeordnung nicht enthalten.“) Demnach iſt es auch gleichgiltig, ob 
ner 1884, Z. 459, dem Begehren des Eduard M. keine Folge gege⸗ 


915 da keine derartige geſetzliche Beſtimmung beſtehe, laut welcher eine h r Eee aus der Gemeindeordnung beziehen ſich auf die Gemeinde⸗ 
usſchußverſamml iltig wä „ein Mitafies nicht ein- ordnung für Böhmen. 
de N N ſch ante olg Ahh bon aua ) Nach den Gemeindeordnungen für Niederösterreich und für Steiermark 


5 5 3 ſind allerdings die Beſchlüſſe einer Gemeindeausſchußverſammlung ungiltig, zu der 
dern verſammelt, welche zu einem giftigen Beſchluſſe erforderlich ſei. nicht alle Ausſchußmitglieder eingeladen werden. 


die Stimme des nicht eingeladenen Mitgliedes in Berückſichtigung des 
erzielten Abſtimmungsverhältniſſes von alterirendem oder entſcheidendem 
Einfluſſe auf die einzelnen Beſchlüſſe ſein konnte.“ 


Die Schulzufchläge find behufs Geltendmachung von Privatrechts⸗ 
anſprüchen nicht exequirbar. 


Das Begehren des Rentmeiſters der Herrſchaft H., V. B., wider 
die Schulgemeinde Z. um executive Einantwortung der der Letzteren 
gebührenden Schulzuſchläge behufs Hereinbringung der gerichtlich ver⸗ 
glichenen Summe per 71 fl. 52 kr. ſ. N. G. wurde von dem k. k. Landes⸗ 
gerichte zu P. als der erſten Inſtanz laut des Beſcheides vom 
17. April 1883, 3. 14.145, abgewieſen, weil die erwähnten Zuſchläge 
kein Privateigenthum der Schulgemeinde darſtellen, ſondern als öffent— 
liche Giebigkeiten gleich den Steuern, mit denen zugleich ſie eingehoben 
wurden, anzuſehen kommen. 

Ueber den Recurs des Einſchreiters beſtätigte das Oberlandesgericht 
zu P dieſe Zurückweiſung mittelſt Decretes vom 12. Mai 1883, 
3. 14.031, aus den angeführten Gründen und in der weiteren Er⸗ 
wägung, daß die Repartirung und Einhebung dieſer Beiträge in voller 
Uebereinſtimmung mit den geſetzlichen Beſtimmungen über Repartirung 
und Einhebung der landesfürſtlichen Steuern erfolgt, die ebenfalls wegen 
privatrechtlicher Forderungen nicht in Execution gezogen werden können. 

Den außerordentlichen Reviſionsrecurs des V. B. hat auch der 
k. k. oberſte Gerichtshof mittelſt des Erlaſſes vom 8. Auguſt 1883, 
3. 9422, wegen Abganges der Erforderniſſe des Hofdecretes vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, und in Erwägung, daß die 
gleichlautenden Entſcheidungen der Unterinſtanzen im Hinblicke auf die 
Art. 12 und 23 des Geſetzes vom 24. Februar 1873, R. G. Bl. Nr. 16, 
vollkommen richtig begründet ſind, zurückgewieſen. —1. 


Zur Entſcheidung von Streitigkeiten belangend die Nebennutzungen 

eines in den offentlichen Büchern als öffentliches Gut eingetragenen 

Waſſergrabens ſind ausſchließlich die Verwaltungsbehörden com— 
petent. 


Ueber die Klage der Gutsverwaltung zu P. wider den Grund— 
wirth B. aus dem Dorfe N. wegen Störung im Beſitze des Rechtes, 
den ſüdlichen Theil des mit der Parcellen-Nr. 1575 b bezeichneten, zur 
Kataſtralgemeinde N. gehörigen Waſſergrabens zu reinigen und den 
ſolchergeſtalt gewonnenen Schlamm auf das anrainende Grundſtück 


Parc.⸗Nr. 264 abzulagern, — begangen dadurch, daß B. in der Zeit 


vom 11. bis 15. Juli 1882 den beſagten Graben durch gedungene 
Arbeiter reinigen und den Schlamm auf fein anrainendes Grundſtück 
Parc.⸗Nr. 280 abladen ließ — wurde der Localaugenſchein gepflogen 
und erhoben: der beſagte tiefe Graben, deſſen Gewäſſer in die Elbe 
fließt, bildet die Grenze zwiſchen der Gemeinde N. (Gerichtsbezirk K.) 
und P. (Gerichtsbezirk P.), zerfällt in zwei Theile, einen nördlichen, 
innerhalb der Kataſtralgemeinde P. gelegenen, mit Parc. Nr. 944 be⸗ 
zeichneten, und enen ſüdlichen, innerhalb der Kataſtralgemeinde N. 
gelegenen, der die Parc.⸗Nr. 1575 b aufweiſt. 
Sachverſtändigen einhellig bekräftigt, daß der hier in Betracht kommende 
ſüdliche Theil desſelben unter Parc.⸗Nr. 1575 b identiſch iſt mit der 
Kataſtralparcelle⸗Nr. 1575 — 2, letztere iſt jedoch eben der Grenzgraben 
und in den Grundbüchern als öffentliches Gut eingetragen, wie im weiteren 
Verlaufe des Verfahrens durch das Gericht conſtatirt wurde. B. beſtritt 
das Klagsfactum und die Zuſtändigkeit der Gerichte zur Verhandlung 
und Entſcheidung, worauf die erſte Inſtanz die Klägerin wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit der Gerichte überhaupt unter Verfällung in den Erſatz der 
Gerichtskoſten zurückwies; die Gründe lauten: Da jener Theil des be⸗ 
ſagten Grenzgrabeus, welchen B. reinigen und den ſolchergeſtalt gewonnenen 
Schlamm auf ſein anrainendes Grundſtück ablagern ließ, innerhalb des 
Umfanges der Kataſtralgemeinde N. gelegen iſt und ſohin in den dies⸗ 
gerichtlichen Sprengel fällt, jedoch ein öffentliches Gut darſtellt, ſo kann 
das Gericht überhaupt nicht als zuſtändig zur Entſcheidung dieſer Streit⸗ 
ſache erachtet werden, wozu vielmehr die Verwaltungsbehörden berufen 
erſcheinen, welche über Erhaltung der Ruhe und öffentlichen Ordnung 
zu wachen haben, und ſind die obwaltenden Verhältniſſe nach den Grund⸗ 
ſätzen des öffentlichen Rechtes zu beurtheilen. Dagegen läßt ſich nicht 
einwenden, es handle ſich vorliegend um eine Störung im factifchen 


Ferner haben die 


22 


Beſitze des Rechtes, den beſagten Grabenantheil reinigen und den 
Schlamm aus demſelben auf dieſes oder jenes Grundſtück abladen zu 
laſſen, weil an einem öffentlichen Gute kein Privatrecht was immer 
für einer Art ausgeübt werden kann, indem dasſelbe nach 8 287 
a. b. G. B allen Staatsbürgern zum Gebrauche verſtattet iſt. Auch 
handelt es ſich in dieſem Verfahren nicht um das Recht ſelbſt, ſondern 
nur um den letzten factiſchen Beſitzſtand und die Möglichkeit der weiteren 
Gebrauchnahme von der angeblichen Berechtigung, welche aber im Hin⸗ 
blicke auf die rechtliche Beſchaffenheit eines öffentlichen Gutes unter 
übrigens gleichen Verhältniſſen nicht dem einen Streittheile mehr zu⸗ 
ſtehen kann, als dem anderen, ja es würde dem Rechtsbegriffe eines 
öffentliches Gutes widerſtreiten, wenn der eine Beſitzer der Nachbar⸗ 
gründe zur ausſchließlichen Benützung des Grenzgrabens zugelaſſen, der 
andere hievon durchaus ausgeſchloſſen würde. Die Unzuſtändigkeit der 
Gerichte geht aber auch weiters daraus hervor, weil es ſich eben um 
die Entnahme des Schlammes aus einem Graben handelt, welcher das 
angeſammelte Gewäſſer durch die Feldgrundſtücke in den Elbefluß ableitet, 
daher nach dem 8 75 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1871, Landes⸗ 
geſetzblatt ſür Böhmen Nr. 71, nur die Verwaltungsbehörden diesfalls 
competent erſchienen. 


Ueber Appellation der Klägerin beſtätigte das Oberlandesgericht dieſe 
Entſcheidung laut Decretes vom 11. September 1883, Z. 13.047/25.474, 
— denn da der Störungsact ſeinem Weſen nach in der ſeitens des 
Belangten ſich angeblich angemaßten Reinigung eines Grabens beftehen 
ſoll, welcher das angeſammelte Gewäſſer in den Elbefluß ableitet, ſo 
war die Klage bei der Verwaltungsbehörde zu überreichen, indem eben 
die bezügliche Anmaßung als mögliche Uebertretung des Waſſergeſetzes 
von der politiſchen Behörde nach den SS 70— 71, dann 102 des ci⸗ 
tirten Landesgeſetzes im Sinne des $ 75 ib. zu verhandeln und zu 
entſcheiden war. Aber auch abgeſehen hievon, handelt es ſich im vorliegenden 
Falle um eine, nur durch die Verwaltungsbehörde zu entſcheidende An— 
gelegenheit noch aus dem Grunde, weil der beſagte Graben als Grenz— 
graben zu zwei Kataſtralgemeinden gehörig und in dem Kataſter beider 
Gemeinden mit Parcellennummern bezeichnet, der hier in Rede ſtehende 
ſüdliche Theil derſelben Parcellen⸗Nr. 1575 b jedoch in den Grund— 
büchern der Gemeinde N. als öffentliches Gut eingetragen iſt, die 
Fragen aber, ob die Acte, welche die Klägerin in Anſpruch nimmt, 
an dieſem öffentlichen Gute vollziehbar ſind, ob dieſelben nicht auch den 
übrigen Gemeindegliedern in gleicher Weiſe zuſtehen, insbeſondere aber, ob 
der Belangte durch die Klägerin hievon ausgeſchloſſen werden kann, nur 
durch die autonomen Organe entſchieden werden können. 


Die außerordentliche Reviſion der Klägerin hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof zufolge Entſcheidung vom 13. November 1883, Z. 13.017, 
zurückgewieſen, denn‘ da conſtatirt iſt, daß durch den Graben Parcellen 
Nr. 1575 b die angeſammelten Gewäſſer in die Elbe abgeleitet 
werden, ſo handelt es ſich um eine Einrichtung zur Ableitung der 
Gewäſſer und zum Schutze gegen dieſelben, welche nach 8 75 des 
obcitirten Landesgeſetzes in den Wirkungskreis der politiſchen Behörde 
gehört, allein ſelbſt wenn ein öffentliches Intereſſe, welches die 
Letztere zu wahren hätte, dem Klagsanſpruche auf Reinigung dieſes 
Grabens und auf Gewinnung des Schlammes hieraus nicht entgegen— 
ſtünde, ſo muß doch in Betracht gezogen werden, daß dieſer Graben 
in den Grundbüchern als öffentliches Gut eingetragen iſt und mithin 
nach § 28 des Gemeindegeſetzes vom 16. April 1864, L. G. Bl. 
Nr. 7, die Gemeinde zu beſtimmen hat, von welchen Gemeindeangehörigen 
und auf welche Art der erwähnte Graben behufs Schlammausbeute zu 
benützen ſei. —1. 


Eine Fälſchung im Sinne des § 199, lit. d St. G. wird auch 
durch unrechtmäßige Verwendung echter Aichſtempel begangen. 


Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 3. October 
1884, 3. 8856, der Nichtigkeitsbeſchwerde der k. k. Staatsanwalt⸗ 
ſchaft ſtattzugeben, das Urtheil des k. k. Landes⸗ als Strafgerichtes in 
Prag vom 29. Mai 1884, 3. 15.561, in dem den Anton L. von 
der Anklage wegen Verbrechens des Betruges freiſprechenden und von 
dem Erſatze der Koſten des Strafverfahrens loszählenden, dagegen der 
Uebertretung des Betruges ſchuldig erkennenden Theile, ſowie in dem 
Ausſpruche über die Strafe aufzuheben und gemäß § 288, Z. 3 St. P. O. 
ſofort zu Recht zu erkennen befunden: Anton L. iſt ſchuldig des in den 


s$ 197 und 199, lit. d St. G. bezeichneten Verbrechens des Betruges, 
begangen dadurch, daß er im Laufe des Jahres 1883, dann im Monate 
Jänner 1884 auf Wagen und Gewichten unberechtigter Weiſe Stempel 
des k. k. Aichamtes in Prag einſchlug, hierauf dieſe Gegenſtände als 
ordnungsmäßig geaicht ihren Beſtellern abführte, ſomit eine durch öffent⸗ 
liche Anſtalt eingeführte Bezeichnung mit Stempel fälſchte, wodurch der 
Staat in ſeinen Rechten einen den Betrag von 25 fl. nicht über⸗ 
ſteigenden Schaden leiden jollte. — Gründe: 


Der Gerichtshof erſter Inſtanz hat die im voranſtehenden Enunciate 
bezeichnete Thathandlung des Angeklagten Anton L. feſtgeſtellt, darin 
aber nur den Thatbeſtand der Uebertretung des Betruges nach den 
88 197, 461 St. G. erkannt und den Genannten von der Anklage 
wegen des in den §§ 197, 199, lit. d St. G. bezeichneten Verbrechens 
des Betruges deshalb freigeſprochen, weil bei dem Umſtande, als das 
Einſchlagen des Aichzeichens auf den unrichtigen Wagen und Gewichten 
des Angeklagten erwieſenermaßen mit echten Stempeln des Prager 
k. k. Aichamtes ſtattfand, in dieſer Verwendung echter Stempel durch 
eine hiezu nicht berechtigte Perſon mit der Abſicht, ſich daraus zum 
Schaden der Rechte des Staates einen 25 fl. nicht überſteigenden 
Vermögensvortheil zuzuwenden, eine Fälſchung im Sinne des § 199, lit. d 
St. G. nicht zu erkennen ſei. 


Dieſe Rechtsanſicht des erkennenden Gerichtshofes iſt jedoch irrig 
und begründet den von der k. k. Staatsanwaltſchaft geltend gemachten 
Nichtigkeitsgrund des 8 281, Z. 9 a St. P. O. 


Nach $ 199, lit. d St. G. wird unter den Bedingungen des 
§ 197 der Betrug ſchon aus der Beſchaffenheit der That zum 
Verbrechen, wenn Jemand eine öffentliche Urkunde oder eine durch 
öffentliche Anſtalt eingeführte Bezeichnung mit Stempel, Siegel oder 
Probe nachmacht oder verfälſcht. 


Daß der den Wagen und Gewichten aufgedrückte ämtliche Aich— 
ſtempel die Eigenſchaft einer durch öffentliche Anſtalten eingeführten 
Bezeichnung mit Stempel beſitzt, kann füglich nicht beſtritten werden. 
Nicht minder gewiß iſt aber auch, daß die Bezeichnung von Maß und 
Gewicht mit dem Stempel des Aichamtes zugleich den Charakter einer 
öffentlichen Beurkundung hat, weil als Urkunde im Sinne und Umſange 
des Strafgeſetzes jeder Gegenſtand fich darſtellt, welcher die Beſtimmung 
hat, als Beglaubigungsmittel für eine rechtlich erhebliche Thatſache zu 
dienen, die Urkunde eine öffentliche ift, wenn dieſelbe von einer öffent⸗ 
lichen Behörde innerhalb der Grenzen ihres Amtsbefugniſſes oder von 
einer mit öffentlichem Glauben verſehenen Perſon innerhalb des ihr 
zugewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen Form hergeſtellt iſt, 
und weil durch die Beſtimmungen des Art. XI, af nen 2 und Art. XII 
der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 23. Juli 1871, R. G. Bl. vom 
Jahre 1872 Nr. 16, den 8 1 des Geſetzes vom 31. März 1875, 
R. G. Bl. Nr. 43, und den $ 1 der Handelsminiſterial-Verordnung 
vom 3. April 1875, R. G. Bl. Nr. 45, die mit der Aichung und 
Stempelung der Maße, Gewichte und Apparate betrauten öffentlichen 
Aichämter als Staatsanſtalten erklärt werden und der in ihrer Amts⸗ 
handlung gelegenen vorſchriftsmäßigen Prüfung und Abſtempelung jener 
Maße, Gewichte, Wagen und ſonſtigen Meßwerkzeuge der Charakter 
und die Wirkung öffentlicher Beglaubigung beigelegt wird. 


Dies vorausgeſchickt, kann grundhältig nun nicht bezweifelt werden, 
daß der Angeklagte durch ſeine vorbezeichnete Thathandlung die öffent⸗ 
liche Beurkundung: daß — angeblich — ſeine (unrichtigen) Wagen und 
Gewichte bei aichämtlicher Prüfung und Stempelung als richtig befunden 
worden ſeien, gefälſcht oder vielmehr, da der Augeklagte die Beurkundung 
mit echten Stempeln des Aichamtes widerrechtlich ſelbſt anfertigte, in's 
Werk ſetzte, nachgemacht hat. 


Die gedachte That des Angeklagten enthält alle geſetzlichen 
Merkmale des in den 88 197 und 199, lit. d St. G. bezeichneten 
Verbrechens des Betruges. 
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Titeratur. 


Handbuch für die Gemeinden über den ſelbſtſtändigen und über⸗ 
tragenen Wirkungskreis der Gemeinden und die Organe zur Ausübung desſelben, 
durch zweihundertzwölf Formularien erläutert, von Heinrich Hämmerle, 
k. k. Statthaltereirath. 5. Aufl. Wien, Manz, 1884. 

Dieſes hinſichtlich ſeiner Güte ſchon dadurch, daß es uns in ſeiner fünften, 
durch die neueſte Sprachpraxis und die ausführlichere Behandlung einzelner 
Materien vermehrten Auflage vorliegt, zur Genüge geprüfte Werk, welches ſich 
durch eine außerordentlich gründliche und durch großen Sammelfleiß geförderte 
Stoffbehandlung auszeichnet, bringt das ganze Geſetzgebungsgebiet zur Darſtellung, 
welches fich auf den autonomen und den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinde 
bezieht und mit demſelben zuſammenhängt. Die ſorgfältige Durcharbeitung der 
einzelnen Geſetzesmaterien, nebſt den in zweckentſprechendſter Weiſe und mit großer 
Reichhaltigkeit verfaßten einſchlägigen Formularien, ihre Klarſtellung mit Zuhilfe⸗ 
nahme aller oberſtinſtanzlichen jurisdictionellen Ausſprüche verdienen in hohem 
Grade Anerkennung. 

Wir können der durch die Ausdehnung des urſprünglich nur für den auto⸗ 
nomen gemeindeämtlichen Wirkungskreis beſtimmten Hilfsbuches auf den übertragenen 
ausgeſprochenen Anſicht des Verfaſſers, daß ein derartiges inſtruetives Handbuch für 
Gemeinden für den übertragenen Wirkungskreis ebenſo nöthig iſt, wie für den 
ſelbſtſtändigen, nur vollkommen beipflichten, und ein Beweis, welches praktiſche 
Bedürfniß nach derartigen Werken thatſächlich beſteht, iſt eben der Eingangs 
erwähnte Erfolg des Buches. Es iſt klar, daß es nicht nur im Intereſſe der zur 
Mitwirkung bei den ſtaatlichen Verwaltungsgeſchäften berufenen Gemeindeorgane, 
ſondern auch in dem des Staates ſelbſt gelegen iſt, wenn Erſtere über die vielfach 
ſchwierigen und vielſeitigen Agenden dieſes Wirkungskreiſes in eingehender Weiſe 
durch populäre Werke aufgeklärt werden, welche einerſeits dem Selbſtftudium den 
weiteſten Spielraum gewähren und andererſeits die praktiſchen Handhaben dazu 
bieten, um ſich mit möglichſter Ueberwindung der techniſchen Schwierigkeiten auf 
dieſem Gebiete leichter zurecht zu finden. Man bedenke nur, von welcher Wichtigkeit 
beiſpielsweiſe die Mitwirkung der Gemeinden hinſichtlich der allgemeinen Wehrpflicht, 


der Geſundheits⸗ und Staatsſicherheitspflege, in Anſehung des gewerbebehördlichen 


Wirkungskreiſes, in Steuerangelegenheiten ꝛc. iſt. Durch ein geſchultes, verſtänd⸗ 
nißvolles Eingreifen der Gemeindeorgane in den Angelegenheiten des übertragenen 
Wirkungskreiſes wird die Verwaltung des Staates weſentlich gefördert, weil die 
ſchädlichen Wirkungen unzulänglicher Mithilfe der die Erhebungen an der Quelle 
pflegenden unterſten Organe auch durch die ſorgſamſte Geſchäftsbehandlung ſeitens 
der höheren Verwaltungsorgane nur in den ſeltenſten Fällen wieder vollkommen 
beſeitigt werden können. 

Schließlich ſei noch erwähnt, daß ein ſorgfältig zuſammengeſtelltes 
Sachregiſter, das Alpha und Omega eines brauchbaren Hilfsbuches, dem 
nicht nur einfachen Gemeindevorſtehern, ſondern auch höheren Anforderungen 
genügenden und daher allſeits zu empfehlenden Compilationswerke beigegeben iſt. 

1% 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. I. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 25. März. — 10. Geſetz vom 30. Auguſt 1883, 
womit der § 9 des Geſetzes vom 20. Jänner 1883, L. G. Bl. Nr 49, abge⸗ 
ändert wird. — 11. Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 5. März 1884, 3. 9883, wegen Durchführung 
der Landesgeſetze vom 20. Jäuner 1883 und vom 30. Auguſt 1883, betreffend 
Maßregeln zur Hebung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern. 

IX. Stück. Ausgeg. am 16. April. — 12. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 24. März 1884, 
3. 13.354, betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxe im allgemeinen Kranken⸗ 
hauſe in Melk. — 13. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 2. April 1884, Z. 15.271, betreffend die 
Feſtſetzung der täglichen Verpflegsgebühr in den Heilanſtalten Galiziens pro 1884. 

X. Stück. Ausgeg. am 29. April. — 14. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 9. April 1884, 
3. 16.804, betreffend die Feſtſetzung der täglichen Taxe für die Pflege und den 
Unterhalt der Kranken in den öffentlichen Spitälern Dalmatiens für 1884. 

XI. Stück. Ausgeg. am 10. Juni. — 15. Geſetz vom 19. Mai 1884, 
womit eine Feuerpolizeiorduung für die k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien erlaſſen wird. 


XII. Stück. Ausgeg. am 20. Juni. — 16. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 3. Juni 1884, 
Z. 24.053, betreffend den Reiſe⸗ und Geſchäftsplan für die in Niederöſterreich 
im Jahre 1884 abzuhaltenden Controlscommiſſionen der dauernd Beurlaubten, 
Reſervemänner und Erſatzreſerviſten. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 24. Juni. — 17. Verordnung des k k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 15. Juni 1884, 
3. 26.410, wegen Ausdehnung der Schonzeit für Krebſenweibchen auf die 
Monate April, Mai, Juni und Juli. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 15. Juni. — 18 Kunduachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 23. Juni 1884, 
mit welcher die Eintheilung des Erzherzogthumes Oeſterreich unter der Enns in 
Forſtbezirke, beziehungsweiſe die Dislocation des forſttechniſchen Perſonales der 
politiſchen Verwaltung in Niederöſterreich und die für dieſes Perſonale erlaſſenen 
proviſoriſchen Dienſtesinſtructionen verlautbart werden. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 


J. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. — 1. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Oberöſterreich vom 29. December 1883, Z. 14.013, IV, betreffend die 
Waffenübungen der k. k. Landwehr im Jahre 1884. — 2. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Oberöſterreich vom 31. December 1883, Z. 3153, Praes., 
betreffend die Errichtung einer Mauth am Gehſtege bei der Eiſenbahnbrücke 
nächſt Garſten. 

II. Stück. Ausgeg. am 18. Februar. — 3. Geſetz vom 1. Februar 1883, 
wirkſam für das Erzherzogthum Oeſterreich ob der Enns, betreffend die Auseinander⸗ 
legung der Ortsgemeinde Schildorn in zwei Ortsgemeinden. — 4. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Oberöſterreich vom 2. Februar 1884, betreffend die Recruten⸗ 
aushebung für das Jahr 1884. — 5. Kundmachung desk. k. Statthalters für Oeſterreich 
ob der Enns vom 6. Februar 1884, 3. 273/Praes., betreffend die Conftituirung 
der Ortsgemeinden St. Florian und Suben. 

III. Stück. Ausgeg. am 26. Februar. — 6. Erlaß des k. k. Statthalters 
in Oberöſterreich vom 18. Februar 1884, Z. 418 Praes., betreffend die Landes⸗Vor⸗ 
anſchläge für das Jahr 1884. — 7. Kundmachung der Linzer Finanz⸗Laudes⸗ 
direction vom 6. Februar 1884, betreffend die Ermächtigung mehrerer Gemeinde⸗ 
vorſtehungen im Amtsbezirke Braunau zur Vornahme gewiſſer Amtshandlungen 
der Waarencontrole. 

IV. Stück. Ausgeg. am 28. April. — 8. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Oberöſterreich ddo. 1. März 1884, Z. 1078 VIII, betreffend die Errichtung 
einer Schubſtation zu Ach im politiſchen Bezirke Braunau am Inn und Zuweiſung 
von Ortsgemeinden zu derſelben. — 9. Wahlordnung für die oberöſterreichiſche 
Handels⸗ und Gewerbekammer in Linz. Genehmigt mit dem Erlaſſe des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 31. März 1884, Z. 6304. 

V. Stück. Ausgeg. am 28. April. — 10. Geſetz vom 12. April 1884, 
betreffend das Gemeindeſtatut der Landeshauptſtadt Linz. 

VI. Stück. Ausgeg. am 26. Mai. — 11. Kundmachung, betreffend die 
Erklärung der neuen Straße vom königl. bayriſchen Zollamte Haibacherweg bei 
Paſſau nach Freinberg in Oeſterreich als Zollſtraße. 

VII. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. — 12. Kundmachung, betreffend die 
Redueirung der oberöſterreichiſchen fünf Finanz⸗Inſpectoratsbezirke auf vier 
Bezirke. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


I. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung Salzburg vom 29. December 1883, Z. 7500, betreffend die Landes⸗ 
umlagen, Zuſchlage und ſelbſtſtändigen Auflagen für das Wahr es 
2. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 29. December 1883 
3. 7500, betreffend die Einhebung der Landesauflage auf den Verbrauch von 
Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten im Herzogthume Salzburg im 
Jahre 1884. — 3. Kundmachung des k. k. Statthalters in Salzburg vom 
29. December 1883, Z. 7438, betreffend die für das Jahr 1884 Allerhöchſt 
genehmigten Gemeindeumlagen. — 4. Geſetz vom 16. December 1883, betreffend 
die Einhebung einer ſelbſtſtändigen Auflage vom Verbrauche von Bier in den 
Ortsgemeinden Hallein, Tamsweg und St. Veit zu Gemeindezwecken für das 
Jahr 1884. 

II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. — 5. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 12. Jänner 1884, Z. 100, betreffend die Vergütung 
bei vorübergehender Einquartierung zweier Kadet⸗Officiers⸗Stellvertreter oder 
zweier Rechnungs⸗Unterofficiere in einem Zimmer. 
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III. Stück. Ausgeg. am 9. Februar. — 6. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 31. Jänner 1884, Z. 613, betreffend die admini⸗ 
ſtrative Territorialeintheilung des Herzogthumes Salzburg. — 7. Kundmachung 
der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 7. Februar 1884, 3. 890, betreffend 
die Abänderung des Abſatzes 3 des § 6 der Kundmachung vom 29. December 
1883, L. G. Bl. Nr. 7500, I. Stück, über die Einhebung der Landesauflage auf 
den Verbrauch von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten im Herzogthume 
Salzburg im Jahre 1884. 

IV. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. — 8. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 9. Februar 1884, Z. 851, betreffend die Bewilligung 
zur Abhaltung eines Hornviehmarktes in Großarl. 

V. Stück. Ausgeg. am 16. April. 9. Kundmachung der k. k. Landesregierung 
in Salzburg vom 5. April 1884, 3. 1829, betreffend die Dislocation des forſt⸗ 
techniſchen Perſonales der politiſchen Verwaltung im Herzogthume Salzburg. 

VI. Stück. Ausgeg. am 5. Mai. — 10. Kundmachung der k. k. Landes- 
regierung in Salzburg vom 24. April 1884, betreffend die Bewilligung zur 
Abhaltung eines Krämermarktes in der Marktgemeinde Wagrain. 


VII. Stück. Ausgeg. am 17. Mai. — 11. Geſetz vom 20. April 1884, 


womit einige Beſtimmungen des Geſetzes vom 10. Jänner 1870, L. G. Bl. 
Nr. 11, abgeändert werden. 


Perſonalien. 

Se. Majeſtät haben die Finanzräthe Wilhelm Kohmann, Dr. Emil 
Ritter von Zubrzyeki und Alexander Warmski zu Oberfinanzräthen der galiz, 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Polizeirathe der Trieſter Polizeidirection Philipp 
Roſſi den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberftpoftverwalter Franz A ſtleithner in Pilſen 
den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Kanzleiofficial im Ackerbauminiſterium Joſeph 
Kerſchb den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directionsadjuncten 
verliehen. 


rſchbauer 
Se. Majeſtät haben dem Oberförſter Karl Kefer in Ebenſee anläßlich 
deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkrenz mit der Krone verliehen. 
Se. Majeſtät haben die Errichtung eines Honorarconſulates in Rom 
genehmigt und den Handelsmann Georg Schumacher zum unbeſoldeten Conſul 
daſelbſt ernannt. 


N Der Ackerbauminiſter hat den Eleven Ignaz Ritter von Jeſchke zum 
Adjuncten beim Revierbergamte in Olmütz ernannt. 


Erledigungen. 
Lottodirections⸗Archivarsſtelle in Wien in der achten Rangsclaſſe gegen 
Caution, bis 20. Februar. Amtsbl. Nr. 22.) 


Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Polizeidirection in Trieſt in der neunten 
Rangsclaſſe, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 25.) 


Neuigkeiten 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, J., Kohlmarkt 7. 


Verwaltungs-Bericht der Stadt Wien 
für das Jahr 1883. 


Vorgelegt vom Bürgermeister Eduard Uhl. 
Mit 3 Plänen. Preis gebunden in Leinen 3 fl. 


Die 
Weg-, Brücken- und Fährten-Mauthvorschriften 


mit Einschluss der Bestimmungen über die Einrichtung des Fuhr- 
werkes, die Verpachtungen, Behandlung der Cautionen, Einhebung der 
Mauthgebühren in Aerarial-Regie und in Sequestration. 
Von Franz Josef Schaffer. 
Dritte, vermehrte und verbesserte Auflage. 
Preis 80 kr., gebunden in Leinen 1 fl. 10 kr. 


Zu beziehen durch obigen Verlag und vorräthig in allen Buch- 
handlungen. 


DEE Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Vogen 34. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


